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Für Linke, Frauen, queere Menschen, rassistisch Unterdrückte und andere gesellschaftlich
Unterdrückte und Menschen, die in Armut leben, fängt 2024 als gut geölte Rutschbahn in die Hölle
an. Der Klimawandel droht nach wie vor, unseren Planeten buchstäblich höllisch heiß zu machen.
Mit der Wirtschaft geht es bergab, Rechte sind auf dem Vormarsch, und alles scheint in
deprimierender Perspektivlosigkeit zu versinken. Hinzu kommen Kriege und Auseinandersetzungen
weltweit. Es wird weiterhin von einem sinkenden Produktionsniveau, Stagnation und Rezession,
steigender Arbeitslosigkeit und hoher Inflation in Deutschland ausgegangen. Weltweit sieht es nicht
besser aus, wie auch der ökonomische Kollaps von Halbkolonien wie Sri Lanka oder Pakistan
verdeutlicht.

Wirtschaftskrise

„Schlechter war die Stimmung in diesem Punkt zuletzt im Jahr der Finanzkrise 2009“, meinte der
Direktor des Instituts der deutschen Wirtschaft (IW) Ende 2023. Dass direkt die Krise 2008/2009 zur
Sprache kommt, ist kein Zufall. Denn die weltweite Wirtschaftskrise, die wir immer mehr
beobachten können, ist direkte Folge dieser damals nicht voll aufgelösten Krise.

Eine massive Blase auf den Hypotheken- und Hausmärkten war 2008 geplatzt, als sich
 Rückzahlungsausfälle häuften. In der Folge kam es zu einer enormen globalen Profitkrise. Doch
während es üblicherweise zu einer Erholung kommen kann, wenn eine Reihe an Firmen pleitegeht
und es damit zu einer Vernichtung (Außerdienststellung) von ihrem fixen Kapital (z. B. Maschinen)
kommt, woraufhin der Anteil an menschlicher Arbeit in der Produktion und damit die Profitraten
wieder steigen, wurde diese Entwicklung 2008/9 aufgeschoben. Erreicht wurde das durch
Niedrigzinspolitik, die Abwälzung der Krisenkosten auf die Arbeiter:innen und internationale
Koordination. Losgetreten und befeuert durch die Coronapandemie und die Energiekrise rollt die
jetzige Krise als Folge dieser Politik über uns hinweg.

Für Frauen hat schon die Pandemie nicht nur einen unfassbaren Anstieg an häuslicher Gewalt und
ein Eingesperrtsein mit ihren Tätern, sondern auch überdurchschnittlich oft Entlassung und
Prekarisierung bedeutet, was sie zusätzlich ökonomisch abhängiger macht, als sie es ohnehin oft
sind. Hinzu kam dann noch eine heftige Mehrfachbelastung dadurch, dass Frauen einerseits
besonders oft in „systemrelevanten“ Jobs und im Gesundheitssystem arbeiten, das ohnehin
kaputtgespart ist und wo sie Ansteckung noch mehr ausgesetzt sind, und andererseits, dass durch
geschlossene Kindergärten und Schulen sowie Homeoffice viel mehr Reproduktionsarbeit in den
privaten Familienhaushalt und damit die Frau in eine reaktionäre Geschlechterrolle als Hausfrau
gedrängt wurden. Die Rückbesinnung auf die bürgerliche Kleinfamilie wirkt sich auch durch
steigende Gewalt gegen LGBTQ+-Menschen aus. Viele von ihnen mussten lange Lockdowns mit
queerfeindlichen und/oder gewalttätigen Familienmitgliedern verbringen und waren gezwungen,
sich tief im Schrank zu verschanzen. statt frei und geoutet zu leben. Für viele trans Personen
bedeutete die Krise des Gesundheitssystems noch längere Wartezeiten oder die Aussetzung von
lebensrettenden Operationen und Behandlungen, während Schutz- und Therapieangebote weiterhin
völlig unzureichend sind.

Wie in einem Spießroutenlauf ging es nach der Zeit der Lockdowns weiter mit Inflation und einer
Krise, die sowohl von ihrem Wesen her als auch in ihren Auswirkungen weitaus umfassender ist als
2008. Für Frauen, die öfter in sozialen Bereichen, anderen schlecht bezahlten Jobs und besonders in
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einigen Halbkolonien überdurchschnittlich oft im informellen Sektor arbeiten, macht eine Inflation
von bis zu 8,8% in Deutschland 2023 und weitaus höher in anderen Teilen der Welt schnell den
Unterschied zwischen gerade noch durchkommen und hungern müssen aus. Besonders, wenn man
dann noch alleine Kinder großziehen muss. Auch queere Menschen, die überdurchschnittlich oft
arm, arbeitslos oder wohnungslos sind, werden besonders hart von der Krise getroffen.

Die Lösungsansätze von 2008 waren für Arbeiter:innen und gesellschaftlich Unterdrückte nicht viel
besser. Doch sie jetzt einfach zu wiederholen, geht auch nicht. Die mitgeschleppten Probleme der
letzten Krise machen das unmöglich. Die Nullzinspolitik ist erschöpft, Quantitative Easing hat zu
viele Nebenwirkungen, die Kosten sind nicht komplett auf Arbeiter:innen abwälzbar und die
internationale Konkurrenz, entgegenstehende Kapitalinteressen und daraus entstehende
militärische Konflikte verhindern internationale Koordinierung.

Geopolitische Lage

Solche politischen, wirtschaftlichen und militärischen Konflikte können wir gerade in großem
Ausmaß an vielen Stellen beobachten – seien es der Handelskrieg zwischen China und den USA, der
Genozid gegen die Palästinenser:innen oder der immer noch andauernde Ukrainekrieg. Als Folge
von unsicheren Produktions- und Handelsketten durch die Pandemie und die globale Rezession
verlagern die imperialistischen Zentren wichtige Industrien des nationalen Kapitals immer mehr in
ihre eigenen Einflusszonen zurück und betreiben so eine Politik des „Reshoring“.  Das sehen wir
beispielsweise an der Wiedereinführung von Zollschranken oder den Versuchen Chinas, eigene
Alternativen zu dem internationalen Zahlungssystem SWIFT zu etablieren. Dieses Reshoring äußert
sich auch in vermehrter imperialistischer Blockbildung. In einer Welt, in der jede Ressource und
jedes Fleckchen schon von irgendwem/r kontrolliert wird, versuchen einzelne Kapitalfraktionen
verzweifelt, während der Rezession ihren Einfluss zu behalten oder auszuweiten, um sich ihren Platz
in der internationalen Konkurrenz zu sichern. Zunehmend nimmt dieser Kampf um die
Neuaufteilung der Welt militärische Formen an.

Doch viele dieser Kriege sind geopolitische Konflikte von Imperialist:innen, bei denen für
Arbeiter:innen nie was drin ist. Von welchem Imperialismus sie unterdrückt und ausgebeutet
werden, macht kaum einen Unterschied. Für sie bedeutet Krieg die Zerstörung ihrer
Lebensgrundlage, oft Nahrungsmittelknappheit, noch mehr Ausbeutung und, sich für fremde
Interessen erschießen zu lassen.  Doch auf Frauen und queere Menschen haben auch Krieg und
Flucht oft noch extremere Auswirkungen. Darum gilt es, besonders Kämpfe gegen nationale
Unterdrückung wie in Kurdistan oder Palästina zu antiimperialistischen, revolutionären
Befreiungskämpfen auszuweiten, in denen Frauen eine führende Rolle für ihre eigene Befreiung
einnehmen.

Solange Frauen nicht in einem Befreiungs- oder Bürger:innenkrieg auf der fortschrittlichen Seite
eine führende und aktive Rolle spielen (z. B. Rojava) wird sich ihre bestehende sexistische
Unterdrückung nicht auflösen lassen. Neben einer allgemeinen Verschlechterung der
Lebensbedingungen kommt es in Kriegssituationen oft zu einem enormen Anstieg an Gewalt gegen
Frauen und queere Menschen. Besonders Vergewaltigungen als massenhaft angewendete,
verbrecherische Kriegstaktik, um einer ganzen Bevölkerung oder Bevölkerungsgruppe nachhaltig zu
schaden, kommt fern von jeden Beteuerungen über Menschenrechte und Schutz der
Zivilbevölkerung oft vor (z. B. Ruanda 1994, Nanking 1937, Bosnien und Herzegowina 1992 – 1995).
Konsequenzen hat das für die meisten Täter nicht, obwohl die UNO (erst) 2008 in einer Resolution
zu einem sofortigen Stopp von sexueller Gewalt in der Kriegsführung aufrief. In dem UNO-Bericht
dazu von 2023 wurde festgehalten, dass diese Verbrechen weiter eine relevante Rolle in der
Kriegsführung spielen, im Kontext sich zuspitzender Konflikte sogar zugenommen haben, sie
weiterhin auch von UNO-Soldat:innen ausgeübt werden und nach wie vor die meisten Taten



unbestraft bleiben. Noch extremer als während Corona trifft auch der Zusammenbruch des
Gesundheitswesens im Krieg Frauen und LGBTQ+-Menschen besonders stark, nicht nur weil sie
häufig in diesem Bereich arbeiten. Oft gehen die Zahlen von Geburtensterblichkeit drastisch in die
Höhe. Dazu kommt, dass eine Frühwitwenschaft durch Krieg die ohnehin bestehende Altersarmut
von Frauen verstärkt. Auch werden im Krieg oft Kinderbetreuung, Bildung oder Sozialdienste
ausgesetzt, wodurch Frauen mit noch mehr unbezahlter Reproduktionsarbeit zurückgelassen
werden als sonst.

Doch nicht nur die zuhause Gebliebenen haben es schwer, auch auf der Flucht zeigt sich sexuelle
Unterdrückung gegen Frauen und queere Menschen. Etwa die Hälfte der über 27 Mio. Menschen,
die gerade auf der Flucht sind, sind Frauen. Auch hier erfahren sie häufig sexuelle Gewalt und
tragen Verantwortung für Kinder und Familien. Auch queere Menschen erfahren oft Gewalt auf der
Flucht. Die auch nur unzureichenden Schutzversuche der UNO für geflüchtete Frauen wie die
Einrichtung von geschlechtergetrennten Sanitäranlagen bieten diesen Menschen dabei keinerlei
Schutz. Und wenn sie ein sicheres Land erreichen, werden Verfolgungen aufgrund sexueller
Orientierung oder des Geschlechts oft de facto nicht anerkannt.

Rechtsruck

Doch auch abgesehen von spezifischer Unterdrückung wird die Situation für Geflüchtete ja immer
schlechter. Die AfD in Deutschland würde am liebsten wieder die Rassentheorie auspacken und
nicht nur Geflüchtete, sondern gerne gleich alle, die kein „reines, deutsches Blut“ haben,
abschieben. Schweden erlässt ein Gesetz, nach dem alle im sozialen Bereich Arbeitenden
gezwungen sind, Menschen ohne Papiere, die ihre Hilfe aufsuchen, an den Staat zu melden. Die EU
schafft fröhlich das Asylrecht nach und nach ab und verweigert Geflüchteten Grundrechte. Es
scheint, als gäbe es keine Ecke mehr auf der Welt, aus der nicht Meldungen über neue rechte
Regierungen oder rassistische Gesetzgebungen kommen. Analog zu der Wirtschaftspolitik des
Reshorings und der Blockbildung greift auf ideologischer Ebene eine neue Welle des Nationalismus
um sich. Wir erleben eine allgemeine Entwicklung nach rechts, die sich aus der Schwäche der
Linken und der Wirtschaftskrise speist. Die Krise führt zu Abstiegsängsten beim
Kleinbürger:innentum und zur Prekarisierung vieler Arbeiter:innen. Mangels irgendeiner
fortschrittlichen Perspektive wenden sie sich zum Teil an Rechte, die versprechen, das Gefühl, es
gäbe zu wenig, damit zu beantworten, dass halt noch weniger geteilt wird (was faktisch Rassismus
und Umverteilung nach oben bedeutet). Auch das binnenmarktorientierte Kapital wendet sich den
Rechten zu, die ihre Interessen viel eher vertreten als die der Kleinbürger:innen oder gar
Arbeiter:innen.

Es ist also kein Zufall, dass AfD, Sverigedemokraterna (rechte Regierungspartei in Schweden) oder
die Fratelli d’Italia gerade jetzt so stark sind. Und es ist auch kein Zufall, dass die Rechten in Italien
Mussolinis alte Parole „Dio, patria, famiglia“ (Gott, Vaterland, Familie) wieder aufwerfen oder die
AfD dafür ist, dass Kinder die ersten drei Jahre zu Hause von der Mutter betreut werden, während
sie gleichgeschlechtlichen Paaren gerne Kinderkriegen und Heiraten verbieten würde.

Reproduktionsarbeit

Es ist kein Wunder, dass Krise und Rechtruck mit einer Rückbesinnung auf die bürgerliche
Kleinfamilie und damit Angriffen auf die Rechte von queeren Menschen (siehe Transfeindlichkeit,
besonders in den USA, Russland, Großbritannien …) und von Frauen (z. B. Kürzungen von Geldern
für Frauenhäuser, Abtreibungsrecht) einhergehen. Denn die bürgerliche Kleinfamilie ist der Ort, an
dem im Kapitalismus die Arbeitskraft reproduziert wird. Wer morgens brav zur Arbeit erscheinen
soll, wurde irgendwann geboren, erzogen und hat Bildung erfahren, braucht einen vollen Magen,
eine saubere Wohnung, in der sie/er leben und schlafen kann, gewaschene Klamotten etc. Und wer



putzt die Wohnung, erzieht die Kinder, kocht Essen, geht einkaufen, wäscht Geschirr und Kleidung?
Frauen wenden im Durchschnitt in Deutschland 52,4 % mehr Zeit für unbezahlte Sorgearbeit auf
(bei 34-Jährigen sind es sogar 110,6 %). Ganz schön praktisch für die Kapitalist:innen, die dadurch
nicht für die Reproduktionsarbeit verantwortlich sind und mehr Profite machen können. Ideologien
wie die Erzählung von der perfekten Hausfrau und dem umsorgenden weiblichen Wesen halten
diese Arbeitsteilung (bzw. Mehrarbeit der Frauen) genauso aufrecht wie Regelungen wie z. B. die
Bedarfsgemeinschaft für den Empfang von Sozialleistungen oder Ehegattensplitting. Und besonders
in einer Krise gilt es für die Kapitalist:innen, Arbeitskraft so billig wie möglich, bestenfalls kostenlos
zu mobilisieren. Sexistische Erzählungen kommen darum in Krisenzeiten oft mehr auf und
rechtfertigen die unbezahlte Hausarbeit und das Abschieben von Frauen in prekäre
Arbeitsverhältnisse. In Deutschland arbeitet momentan fast die Hälfte aller Frauen in Teilzeit (bei
Männern sind es 12,7 %). In den fünf schlechtest bezahlenden Branchen arbeiten auch
überdurchschnittlich viele Frauen, beispielsweise im Lebensmitteleinzelhandel mit über 80 %. Von
ihnen wird erwartet, dass sie den Haushalt schmeißen, während sie gleichzeitig der Lohnarbeit
nachgehen  müssen, um sich über Wasser zu halten. Die Familie als ökonomische Instanz wird so
immer unattraktiver. Das möchten die Rechten gerne ändern. Allerdings nicht, indem sie Hausarbeit
vergesellschaften und damit Frauen von dieser Doppelbelastung befreien. Außerdem sollen alle
staatlichen Unterstützungen bitte nur für „klassische“ Familienmodelle (á la eine deutsche Mutter,
ein deutscher Vater und deren leibliche Kinder) zur Verfügung stehen.

 Doch dieses Beharren auf sexistischen Erzählungen und der bürgerlichen Kleinfamilie, in der die
Frau abhängig vom Mann ist, ist gefährlich. Zum einen sind da die Mehrbelastung, die ökonomische
Abhängigkeit, die mit der Krise noch steigt, und fehlende Selbstbestimmung über den eigenen
Körper sowie die sexuelle Gewalt. Aber da hört es nicht auf. Frauen werden täglich ermordet,
einfach weil sie Frauen sind. Parallel zum Anwachsen sexistischer Ideologien ist auch die Zahl an
Femiziden in den letzten Jahren immer noch erschreckend hoch. Mehr als 135 Frauen sind es
weltweit täglich, die Dunkelziffer dürfte weit höher liegen, zumal diese Statistik nur von Morden in
der Familie oder Partner:innenschaften ausgeht. In Deutschland wird etwa jeden dritten Tag ein
Mädchen oder eine Frau in einem Femizid ermordet. 2022 wurden so viele Frauen in einem Jahr
ermordet wie noch nie. Österreich ist eines der wenigen Länder, in denen es regelmäßig sogar mehr
ermordete Frauen als Männer gibt. Mehr als 70 % dieser Morde werden von (Ex-)Partnern
begangen. Und auch in Ländern, in denen die allgemeine Mordrate sinkt, bleibt die Zahl der
Femizide laut den (sehr unzureichenden) Studien relativ konstant. Neben den schon genannten
Gründen, die aus Krise und Rechtsruck erwachsen, kommt hier noch dazu, dass die Krise auch die
gesellschaftliche Position der Männer angreift. Viele können ihre zugeteilte Rolle als Ernährer und
Familienoberhaupt nicht mehr spielen. Die ökonomische Abhängigkeit wächst und für Frauen und
queere Menschen wird es sehr schwierig, den unter diesem Druck oft missbräuchlichen Familien-
oder Beziehungsverhältnissen zu entfliehen.

Perspektive

So weit, so deprimierend. Doch all diese Umstände sind mehr als nur traurige Fakten. Uns als
Revolutionär:innen zeigen sie Zusammenhänge auf, die wir zu ihrer Bekämpfung unbedingt
verstehen müssen. Sie zeigen uns, dass wir wahrhaftig am Anfang einer „Zeitenwende“ stehen, wie
Scholz es einmal ausdrückte. Und dass es an uns ist, dafür zu sorgen, dass sich die Zeit im Sinne der
Arbeiter:innen, der Frauen, queeren Menschen, rassistisch Unterdrückten und all jenen wendet, die
keinerlei Interesse am Fortbestehen des Kapitalismus und seiner Krisen haben. Gerade in solch
umfassenden Krisen besteht im Rahmen des Möglichen unsere Pflicht und Aufgabe darin, dem
voranschreitenden Rechtsruck und den drängenden Fragen und Problemen unserer Zeit eine
fortschrittliche, linke Antwort auf die Krise entgegenzustellen.



Das bedeutet, Bewegungen gegen die Abwälzung der Krisenkosten auf die Arbeiter:innen
aufzubauen und sowohl Forderungen gegen die Unterdrückung von Frauen und queeren Menschen
(z. B. Vergesellschaftung der Hausarbeit) als auch gegen Rassismus (z. B. offene Grenzen und
Staatsbürger:innenrechte für alle) aufzuwerfen und miteinander zu verknüpfen. Das bedeutet, dass
wir demokratisch legitimierte Selbstschutzorgane aus der Arbeiter:innenbewegung brauchen, die
sich gegen Sexismus und Rassismus sowie rechten Angriffen entgegenstellen können. Das bedeutet,
dass Frauen und queere Menschen eine führende Rolle im Kampf um ihre eigene Befreiung
einnehmen und gleichzeitig verstehen müssen, dass unsere vollständige Befreiung im Widerspruch
zu den Interessen des Kapitalismus steht, alle unsere Kämpfe sich deshalb gegen diese Wurzel
unserer Unterdrückung richten müssen. Und vor allem bedeutet das auch, den Imperialismus und
seine Krisen als globales Phänomen zu betrachten, auf das es nur internationale Antworten geben
kann. In jeder Bewegung gegen Krise, Krieg und Blockbildung müssen wir dabei für einen
internationalistischen und antiimperialistischen Charakter eintreten. Jeden Konflikt, der einen
fortschrittlichen Charakter trägt, etwa die Verteidigung Rojavas, die Befreiung Palästinas oder den
Sturz des iranischen Regimes gilt es, in einen revolutionären Kampf gegen die „eigene“ Bourgeoisie
und den Imperialismus zu verwandeln, in dem Frauen und LGBTQ+-Personen ihre Entrechtung
beenden und Perspektiven für ein befreites Leben aufwerfen können. Im selben Atemzug gilt es, die
Organe und Organisationen der Arbeiter:innenklasse unter Druck zu setzen und gegen die Krise zu
mobilisieren: Vor allem die Gewerkschaften müssen sich gegen eine Abwälzung der Krisenkosten auf
die Arbeiter:innen stellen und fordern, dass stattdessen die Reichen zur Kasse gebeten werden. Es
ist unsere Aufgabe als Revolutionär:innen, diese Forderungen und Perspektiven in die aktuellen
sozialen Kämpfe zu tragen und gemeinsam für eine Welt ohne kapitalistische Krisen und Ausbeutung
zu kämpfen.


